
   

Uwe Nestle 
 
Im Auftrag des Bündnis Bürgerenergie e.V. (BBEn) 

Ausschreibungen für Erneuerbare Energien: 

ÜBERWINDBARE HEMMNISSE FÜR BÜRGERENERGIE? 

Eine wissenschaftliche Expertise von EnKliP 

  



   
 
 

2 
 

  



   
 
 

3 
 

 

 

 

 

 

 

 

Ausschreibungen für Erneuerbare Energien: 

ÜBERWINDBARE HEMMNISSE FÜR BÜRGERENERGIE? 

Eine wissenschaftliche Expertise von EnKliP 

 

 

 

Im Auftrag des Bündnis Bürgerenergie e.V. (BBEn) 

 

Auftragnehmer 

 

Dipl.-Ing. Uwe Nestle 
Reventlouallee 28 / 24 105 Kiel 
0431-53677053 
Uwe.Nestle@EnKliP.de 
www.EnKliP.de 
 

Kiel, Juli 2015  

mailto:Uwe.Nestle@EnKliP.de
http://www.enklip.de/


   
 
 

4 
 

 
  



   
 
 

5 
 

Inhalt 
 

1 Zusammenfassung ........................................................................................................................... 7 

2 Einleitung und Vorbemerkungen .................................................................................................... 9 

2.1 Die Bedeutung der Bürgerenergie für die Energiewende ..................................................... 12 

2.2 Welche Bürgerenergie gemeint ist ........................................................................................ 12 

2.3 Annahmen zum Ausschreibungsdesign ................................................................................. 13 

3 Die zusätzlichen Risiken und Hemmnisse eines Ausschreibungssystems ..................................... 15 

3.1 Die zusätzlichen Risiken ..................................................................................................... 15 

3.1.1 Das Risiko des Scheiterns .............................................................................................. 16 

3.1.2 Das Risiko einer verspäteten Inbetriebnahme .............................................................. 17 

3.1.3 Das Risiko der ungewissen Vergütungshöhe ................................................................. 18 

3.1.4 Das Risiko der Pönale und der Befristung des Zuschlages ............................................ 18 

3.2 Die steigenden Bürokratieanforderungen ............................................................................ 19 

3.3 Hemmnisse im Projektmanagement ..................................................................................... 20 

3.4 Fazit ....................................................................................................................................... 21 

 

  



   
 
 

6 
 

  



   
 
 

7 
 

1 ZUSAMMENFASSUNG 

Bürgerenergie ist als zentrale Säule der Ener-

giewende unverzichtbar. Fast jede zweite er-

neuerbare Kilowattstunde Strom ist in 

Deutschland Bürgerenergie. Ein Großteil davon 

wird durch Bürgerenergieanlagen erzeugt, die 

von Menschen vor Ort initiiert, überwiegend fi-

nanziert, gebaut und betrieben wurden bzw. 

werden. Gerade diese schaffen Akzeptanz und 

Wertschöpfung vor Ort. Dieser wichtige Teilbe-

reich der Bürgerenergie wird in der vorliegen-

den Expertise untersucht. Bürgerenergie stellt 

sicher, dass es weiterhin eine Vielzahl ver-

schiedener Akteure im Stromsektor gibt, eine 

gesellschaftliche Teilhabe an der Energie-

wende möglich ist und kein Rückfall in die Zei-

ten der Oligopolwirtschaft droht.  

Bürgerenergie und Investitionsrisiken 

Mit einem Ausschreibungssystem für Erneuer-

bare Energien im Strombereich, das die Bun-

desregierung bis spätestens 2017 einführen 

will, entstehen allerdings neue hohe Risiken 

und weitere Hemmnisse für Investoren. Diese 

sind speziell für Bürgerenergieakteure – die in 

der Regel klein sind, wenige Projekte durchfüh-

ren und meist nur vor Ort aktiv sind – systema-

tisch kaum zu schultern. So wirken hohe Inves-

titionsrisiken vor allem auf Bürger vor Ort und 

kleine und neue Akteure abschreckend, da sie 

Verluste durch gescheiterte Projekte nicht oder 

kaum streuen und durch andere Projekte aus-

gleichen können. Großen Akteuren fällt dies 

deutlich leichter. Wenn bei ihnen manche Pro-

jekte Verluste machen, können sie diese mit 

anderen Projekten ausgleichen. Für viele be-

stehende Bürgerenergieakteure allerdings 

drohen diese Risiken und Hemmnisse als 

kaum überwindbare Investitionsbarriere zu 

wirken, für neue Bürgerenergieakteure als 

Markteintrittsbarriere.  

Das Risiko des Scheiterns 

In einem funktionierenden und wirksamen 

Ausschreibungssystem muss es gescheiterte 

Projekte geben. Denn einen Wettbewerb zwi-

schen den Bietern und um den günstigsten 

Preis gibt es nur, wenn deutlich mehr Projekte 

angeboten werden als einen Zuschlag erhalten.  

Im Falle einer späten Ausschreibung, die in der 

vorliegenden Expertise zugrunde gelegt wurde, 

bedeutet ein endgültiges Scheitern im Aus-

schreibungsverfahren, dass die Planungskos-

ten verlorene Investitionen darstellen. Bei 

Windparks an Land sind dies in der Regel zwi-

schen 100.000 und 300.000 Euro, bei Photovol-

taik Freiflächenanlagen handelt es sich in der 

Regel um einen fünfstelligen Betrag. 

Das Risiko der verspäteten Inbetriebnahme 

Besteht die Möglichkeit, an mehreren Aus-

schreibungsrunden teilzunehmen, kommt das 

Risiko des unsicheren Zeitpunktes des Be-

triebsbeginns hinzu. Denn es kann nicht abge-

schätzt werden, in welcher Runde gegebenen-

falls ein Zuschlag erteilt wird. Damit entsteht 

die Unsicherheit, wann das Projekt gebaut und 

durch den Stromverkauf Erlöse erzielt werden 

können. Auch in der Zeit nach der ersten Aus-

schreibungsrunde, wenn das Projekt ansonsten 

fertig geplant ist, fallen aber Kosten an. So 

muss das Eigenkapital der Bürger in der Regel 

verzinst und Mitarbeiter müssen finanziert 

werden. Größere Akteure können mit dieser Si-

tuation flexibler umgehen als kleine. 

Das Risiko der unsicheren Vergütungshöhe 

In einem Ausschreibungssystem entscheidet 

ein Bieter auf Grundlage der aktuellen Markt-

lage, mit welchen Forderungen er in eine Aus-

schreibungsrunde geht. Damit ist bis kurz vor 

der Abgabe eines Angebotes unklar, mit wel-

cher Vergütungshöhe man ins Rennen geht 

und welche Erlöse im Falle eines Zuschlags zu 

erwarten sind. Den Bürgern als Eigenkapitalge-

ber können somit nur sehr vage Angaben zur 
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Verfügung gestellt werden, mit welchen Rendi-

ten sie im Falle eines Zuschlags rechnen kön-

nen. 

Bisherige Risiken sind deutlich kleiner 

Es ist nicht neu, dass auch in einer späten Phase 

der Vorplanung Projekte scheitern oder ver-

spätet in Betrieb gehen. Die Wahrscheinlich-

keit ist jedoch bislang relativ gering und für 

Bürger besser abschätzbar und daher weniger 

abschreckend als ein kaum kalkulierbares und 

schwer zu überblickendes Ausschreibungssys-

tem. Auch die Unsicherheiten bezüglich der 

späteren Vergütungshöhe sind in einem Aus-

schreibungssystem deutlich höher, da die De-

gression nach EEG 2014 relativ einfach und gut 

abgeschätzt werden kann. 

Völlig neue Risiken 

Völlig neue Risiken entstehen, wenn das Pro-

jekt einen Zuschlag erhalten hat und eine 

Pönale droht. Ein solches Strafgeld kann einge-

führt werden, um sicherzustellen, dass Pro-

jekte mit Zuschlag auch tatsächlich gebaut wer-

den und damit das EEG-Ausbauziel erreicht 

wird. Gibt es ferner eine zeitliche Befristung 

des Zuschlags, so dass bei einer zu langen Ver-

zögerung der Inbetriebnahme der Anspruch 

auf die Vergütung verloren geht, entsteht ein 

weiteres sehr hohes Risiko.  

Weitere Hemmnisse 

Ein Hemmnis zur Teilnahme an Ausschreibun-

gen stellt der steigende Bürokratieaufwand 

dar. Dieser ist für Bürgerenergieorganisationen 

schwerer umzusetzen, da sich insbesondere 

kleine Organisationen keine Ausschreibungsex-

perten leisten können. Ferner wird das Pro-

jektmanagement erschwert, insbesondere das 

Einwerben von Kapital. Denn durch die erhöh-

ten Risiken können den Investoren nur sehr un-

sichere Angaben zum Projekt vorgelegt werden, 

insbesondere über die zu erwartenden Rendi-

ten. Ohne belastbare Angaben hierzu dürften 

sich Bürger häufig von einem Engagement ab-

schrecken lassen. 

Fazit 

Alle genannten Risiken und Hemmnisse sind 

für Bürgerenergie systematisch kaum zu 

schultern. Daher dürften nur noch sehr wenige, 

größere und erfahrene Bürgerenergiegesell-

schaften eine Chance haben, in einem Aus-

schreibungssystem erfolgreich zu sein. Die 

meisten eigentlich möglichen neuen Bürger-

energieparks würden aufgrund des hohen Risi-

kos schon vor dem Start scheitern. Kleine Bür-

gerenergiegesellschaften werden daher kaum 

neue Projekte initiieren, neue Bürgerenergie-

gesellschaften dürften im Bereich der Ökos-

tromproduktion kaum entstehen. Diese Ge-

fahr wurde bereits von mehreren Akteuren ge-

nannt, wie beispielsweise der EU-Wettbe-

werbskommissarin und kleinen und größeren 

Wettbewerbern. Um dieser Gefahr zu begeg-

nen, sieht die neue Leitlinie für Umwelt- und 

Energiebeihilfen der Europäischen Kommission 

explizit ein Abweichen vom Ausschreibungs-

prinzip für kleinere Projekte vor. Diese Mög-

lichkeit sollte genutzt werden, um dem Ziel des 

EEG 2014 gerecht zu werden „bei der Umstel-

lung auf Ausschreibungen … die Akteursviel-

falt … [zu] erhalten“ 

Nutzt der Gesetzgeber die Möglichkeit zur Ab-

weichung vom Ausschreibungsprinzip nicht, 

ist davon auszugehen, dass die Bürgerenergie 

in der hier gemeinten Form ihre bisherige 

wichtige Rolle bei der Energiewende verlieren 

wird. Sie dürfte bei neuen EE-Anlagen nur noch 

ein Nischendasein führen können und als Mo-

tor für Akzeptanz und Teilhabe erheblich an 

Kraft verlieren – mit allen Nachteilen, die damit 

für die Energiewende verbunden wären wie 

beispielsweise einer sinkenden Akzeptanz für 

Einzelprojekte sowie der Energiewende insge-

samt und einem abnehmenden Wettbewerb 

im Strommarkt.
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2 EINLEITUNG UND VORBEMERKUNGEN 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist na-

tional und international bekannt als ein Finan-

zierungssystem, das eine außerordentlich hohe 

Investitionssicherheit bietet. Diesen Ruf hat 

sich das EEG in seinen ersten Jahren erworben, 

insbesondere durch die garantierte feste Ein-

speisevergütung für in der Regel 20 Jahre sowie 

den Vorrang beim Anschluss einer Erneuer-

bare-Energien-Anlage ans Netz und bei der Ein-

speisung ins und der Durchleitung des Stroms 

durch das Stromnetz. 

Seit wenigen Jahren herrscht allerdings unter 

politischen Akteuren und in den Medien die 

Stimmung vor, dass das EEG „grundlegend ge-

ändert“ werden müsste (Merkel 2013; AEE 

2014). Diese Stimmung hält an, obwohl mit 

dem EEG 2014 bereits weitreichende Änderun-

gen eingeführt wurden. So ist aus den bislang 

geltenden Mindestzielen zum Ausbau der Er-

neuerbaren Energien (EE) ein Korridor gewor-

den, der faktisch einem Ausbaudeckel ent-

spricht. Ferner wurde grundsätzlich die Fest-

vergütung abgeschafft. Neue Anlagen müssen 

ihren Strom nun in der Regel am Markt verkau-

fen und erhalten zusätzlich eine gleitende, aber 

für den Zeitraum eines Monats fixierte Markt-

prämie.  

Insbesondere legt das EEG 2014 fest, dass „die 

spezielle Förderung und ihre Höhe […] für 

Strom aus erneuerbaren Energien und aus Gru-

bengas bis spätestens 2017 durch Ausschrei-

bungen ermittelt werden“ soll (EEG 2014, § 4 

Abs. 5). Dies wird seit der Verabschiedung der 

                                                           
1 Zwar ist das Ergebnis der ersten Ausschreibungs-
runde für PV FFA noch nicht sehr belastbar. Den-
noch ist bemerkenswert, dass die durch die Aus-
schreibung festgelegte Vergütung mit 9,17 Ct/kWh 
über der durchschnittlichen Vergütung für PV FFA 
liegt, die zwischen Januar und März 2015 ans Netz 
angeschlossen wurden (9,08 Ct/kWh). In diesen drei 
Monaten wurde eine Leistung von gut 130 MW PV 

neuen Leitlinie für Umwelt- und Energiebeihil-

fen 2014 bis 2020 zwar von der Europäischen 

Kommission so verlangt. Allerdings „erlaubt 

das Beihilferecht im Falle kleiner Anlagen … 

eine Abweichung vom Ausschreibungsprin-

zip“ (EU Kommissarin Vestager 2015; Europäi-

sche Kommission 2014, Randnummer 127, S. 

26). Es ist noch unklar, ob die Bundesregierung 

diese Option nutzen wird, die die Kommission 

explizit zum Schutz von kleinen und neuen Akt-

euren vorgesehen hat. Allerdings soll laut EEG 

2014 „bei der Umstellung auf Ausschreibun-

gen … die Akteursvielfalt … erhalten blei-

ben“ (EEG 2014 § 2 Abs. 5). Im Koalitionsver-

trag von CDU/CSU/SPD werden klare Bedin-

gungen für einen Umstieg auf Ausschreibungen 

definiert. So wollen die Koalitionspartner „da-

rauf achten, dass bei der Realisierung von Aus-

schreibungen eine breite Bürgerbeteiligung 

möglich bleibt." Ferner soll der Umstieg auf ein 

Ausschreibungssystem nur dann umgesetzt 

werden, wenn „bis dahin in einem Pilotprojekt 

nachgewiesen werden kann, dass die Ziele der 

Energiewende auf diesem Wege kostengünsti-

ger erreicht werden können“ (CDU et al. 2013, 

S. 54).1 

Nicht zuletzt durch die Debatte um Ausschrei-

bungen besteht die hohe Investitionssicherheit 

des vorigen Jahrzehnts heute nicht mehr. Das 

hat die Möglichkeiten kleiner oder neuer Ak-

teure bereits verringert, in EE-Anlagen zu in-

vestieren. Dies betrifft insbesondere Bürger-

energieorganisationen. So hat schon die klare 

FFA ans Netz angeschlossen. Das entspricht in etwa 
der Ausbaugeschwindigkeit, die mit den Ausschrei-
bungsrunden erreicht werden soll. Im Juni 2015 
liegt die Vergütung für PV FFA bei knapp unter 9 
Ct/kWh. In einem Jahr, wenn die jetzt bezuschlag-
ten Projekte vermutlich überwiegend ans Netz ge-
hen, läge die Vergütung nach EEG 2014 bei deutlich 
unter 9 Ct/kWh (BNetzA 2015a, 2015b, EEG 2014). 
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Ankündigung der Umstellung auf ein Ausschrei-

bungssystem negative Wirkungen auf die Bür-

gerenergie. Kleinere Gesellschaften werfen be-

reits heute das Handtuch und stärken so die 

großen Projektierer (Torsten Thomas 2015). 

Ferner ist die Gründung von Energiegenossen-

schaften eingebrochen (BBEn 29.01.2015). Ei-

nen Hinweis dazu gibt auch die bisher einzige 

Ausschreibungsrunde für Photovoltaik (PV) 

Freiflächenanlagen (FFA) in Deutschland. Zwar 

können aus ihr noch keine wissenschaftlich be-

lastbaren Schlussfolgerungen gezogen werden. 

Es ist allerdings bemerkenswert, dass in dieser 

Runde 40 % der insgesamt vergebenen Menge 

auf ein Unternehmen und seine Tochtergesell-

schaften entfallen und Genossenschaften und 

natürliche Personen keinen Zuschlag erhalten 

haben (BNetzA 2015b, S. 3). 

Damit reagieren die Akteure offenbar bereits 

auf die zusätzlichen Risiken und Hemmnisse, 

die mit einer Umstellung der Finanzierungssys-

tematik auf ein Ausschreibungssystem entste-

hen und insbesondere kleine und neue Akteure 

vor große Herausforderungen stellen werden. 

In der vorliegenden Expertise werden diese be-

nannt, ihre Wirkungsweise erläutert und die 

Folgen für Bürgerenergiegesellschaften darge-

stellt. Damit soll greifbar gemacht werden, dass 

und in welcher Weise eine Umstellung auf ein 

Ausschreibungssystem Auswirkungen auf Bür-

gerenergie haben wird, soweit Bürgerenergie 

nicht von der Ausschreibungspflicht ausge-

nommen wird.  

Dazu wurde insbesondere eine ausführliche Li-

teraturrecherche durchgeführt. Ergänzend und 

zur Verifizierung von Erkenntnissen wurden 

rund ein Dutzend Interviews geführt, insbeson-

dere mit Bürgerorganisationen und Projektie-

rern aus den Bereichen Windenergie an Land 

und PV Freiflächenanlagen. Auf diese beiden 

Sparten wird im Folgenden eingegangen, wo-

bei der Schwerpunkt bei der Windenergie liegt. 
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Aussagen von Akteuren zu Ausschreibungen für Erneuerbare Energien  

Die Befürchtungen bzw. Erwartungen, dass die Durchführung neuer Bürgerenergieprojekte bei einer 

vollständigen Umstellung auf ein Ausschreibungssystem schwieriger werden, wurden bereits von vie-

len Akteuren geäußert, beispielsweise:  

Margrethe Vestager (EU Wettbewerbskommissarin) 

 „Ausschreibungen sind möglicherweise nicht das richtige Instrument für kleine Projektträger. Deshalb 

erlaubt das Beihilferecht im Falle kleiner Anlagen … eine Abweichung vom Ausschreibungsprinzip.“ (EU 

Kommissarin Vestager 2015) 

Europäische Kommission (Impact Assessment) 

“Options [i.e. auctions] presented in this chapter are only applicable to large RES-e installations. Small 

installations have limited potential to meet the requirements spelled out in options other than baseline 

or may result in high transaction costs.” (European Commission 2014, S. 33) 

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) 

"…die Mitgliedsstaaten sollten bei der Nutzung von Ausschreibungsverfahren für erneuerbare Energien 

Vorsicht walten lassen, da solche komplexen Verfahren eine unverhältnismäßig hohe Belastung für Klei-

nerzeuger darstellen, wodurch Bürgerenergie effektiv von der EE-Förderung ausgeschlossen werden 

könnte." Entsprechend sollten "Einspeisetarife […] das Hauptförderinstrument für Bürgerenergie 

sein..." (EWSA 2014, S. 7) 

Peter Unger (Bürgerunternehmen Solarcomplex, Singen) 

„Wir beteiligen uns nicht an den Ausschreibungen. Der Aufwand und das Risiko sind uns zu groß." (Sa-

scha Rentzing, S. 24) 

Dr. Klaus Meier (Vorstand WPD) 

„Man sollte keine Märchen erzählen. Wir werden bald keine kleinen Akteure mehr im Geschäft mit 

Windparks sehen. Gesellschaften mit wenigen Projekten bieten uns und anderen großen Unternehmen 

schon ihre Projekte an.“ (Torsten Thomas 2015) 

Hermann Albers (Präsident BWE) 

„Viele Rückmeldungen aus unserem Verband signalisieren, dass es für kleinere Projektgesellschaften so 

nicht gehen kann.“ (Torsten Thomas 2015). 

Volksbank Paderborn-Höxter-Detmold 

Wenn aufgrund der Teilnahme an einem Ausschreibungsverfahren eine Bankbürgschaft "zur Sicherung 

eines Angebotes oder einer Vertragsstrafe" erforderlich wird "könnten wir ggfs. solche zusätzlichen 

Kosten nicht mehr mit Bürgschaften bzw. Kreditmitteln begleiten. Dies könnte dann auch dazu führen, 

dass das Projekt nicht in die Umsetzung gehen kann." (Volksbank 2014) 
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2.1 Die Bedeutung der Bürger-
energie für die Energiewende 

Die Hälfte des Ökostroms in Deutschland 

stammt aus „Bürgerenergie im weiteren 

Sinne“.2 Fast alle zur „Bürgerenergie im weite-

ren Sinne“ zu zählenden Biomasse- und Photo-

voltaikanlagen gehören dabei Akteuren, die im 

Sinne des vorliegenden Papiers zur „Bürger-

energie im engeren Sinne“ zu zählen sind. Etwa 

jede zweite Bürgerwindmühle wurde von die-

sen Akteuren gebaut und wird von ihnen be-

trieben (Leuphana Universität Lüneburg und 

Uwe Nestle 2014, S. 10f). Ohne diese Bürger-

energie wäre die Energiewende deutlich weni-

ger erfolgreich. 

Das hat mehrere Gründe. Eine überwältigende 

Mehrheit der Bevölkerung will die Energie-

wende und den weiteren Ausbau der Erneuer-

baren Energien (AEE 2013). Viele Bürger wollen 

sich daran beteiligen, die Energiewende umzu-

setzen, beispielsweise indem sie selber EE-An-

lagen bauen und betreiben. Denn sie wollen 

sich dabei nicht auf die traditionellen Energie-

versorger verlassen, sondern ihre Energiever-

sorgung in die eigenen Hände nehmen.   

Ein weiterer wichtiger Grund ist, dass es oft 

erst das Engagement von Bürgern vor Ort er-

möglicht, dass Windparks oder PV Freiflächen-

anlagen gebaut werden. Denn die lokale Betei-

ligung an Projekten und deren Gewinnen hat 

einen entscheidenden positiven Einfluss auf die 

Akzeptanz vor Ort (EWSA 2014, S. 1). Diese wie-

derum ist wichtig, damit Landwirte ihre Äcker 

zur Verfügung stellen und der Gemeinderat für 

ein EE-Vorhaben stimmt. Ohne die direkte Be-

teiligung der Menschen vor Ort ist Akzeptanz 

oft nicht zu erreichen. 

                                                           
2 Zur „Bürgerenergie im engeren Sinne“ werden 
nach (Leuphana Universität Lüneburg und Uwe 
Nestle 2014, S. 3) Projekte einzelner Bürgerinnen 
und Bürgern, Bürgerenergiegesellschaften und Pro-
jekte landwirtschaftlicher oder anderer lokaler Un-

Die Akzeptanz steigt dabei, wenn nicht nur Bür-

ger vor Ort in EE-Anlagen investieren, sondern 

auch Unternehmen vor Ort bei der Umsetzung 

des Vorhabens beteiligt sind, beispielsweise 

ein lokaler Projektierer, lokale Handwerker  

oder lokale Banken. Dann wird ein EE-Projekt 

ein Projekt der lokalen Gemeinschaft, von dem 

viele profitieren. 

Bürgerenergie ist ferner wichtig, weil mit ihr 

die Akteursvielfalt substantiell vergrößert wird. 

Der Eintritt vieler Bürger, Bürgerenergiegesell-

schaften und anderer neuer Marktakteure in 

den Strommarkt hat in den letzten Jahren den 

Wettbewerb in diesem Bereich aufgebrochen, 

der lange Zeit von wenigen Oligopolisten ge-

prägt war. Bürgerenergieakteure und möglich-

erweise andere kleine Wettbewerber wieder 

zu verlieren würde die Gefahr erhöhen, dass 

der Wettbewerb im Strombereich mittel- bis 

langfristig wieder abnimmt, was zu steigenden 

Kosten führen könnte.  

2.2 Welche Bürgerenergie 
gemeint ist 

Der Begriff „Bürgerenergie“ ist bislang nicht 

konkret definiert. Es bestehen unterschiedliche 

Vorstellungen davon, welche Kriterien erfüllt 

sein müssen, um einen Projektträger als Bürge-

renergieakteur bezeichnen zu können. In Ab-

hängigkeit vom Verständnis von Bürgerenergie 

reagieren die jeweils gemeinten Akteure unter-

schiedlich sensibel auf eine Umstellung auf ein 

Ausschreibungssystem. Daher soll im Folgen-

den beschrieben werden, was in der vorliegen-

den Expertise unter Bürgerenergie verstanden 

wird. Dabei wird auf das Verständnis des Bünd-

nis Bürgerenergie zurückgegriffen (BBEn 2015). 

ternehmen verstanden. Zur „Bürgerenergie im wei-
teren Sinne“ zählen zusätzlich Vorhaben, bei denen 
die Investoren aus unterschiedlichen Regionen 
kommen („Interessengemeinschaften“) oder weni-
ger als 50 % der Stimmrechte bei den Bürgern und 
Bürgerinnen liegen („Minderheitsbeteiligungen“). 
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Danach steht Bürgerenergie für eine regenera-

tive und auf dezentrale Strukturen ausgerich-

tete Energiewende, die demokratischen, sozia-

len und ökologischen Werten entspricht. Sie 

soll die Idee des partizipativen, nachhaltigen 

Wirtschaftens umsetzen. Die Akteure der Bür-

gerenergie sollen selbstbestimmt und selbst-

wirksam die dezentrale Energieversorgung mit 

Erneuerbaren Energien mitgestalten. 

Die wirtschaftlichen Ziele der Bürgerenergie 

stehen dabei im Dienst gesellschaftlicher Zwe-

cke: Ökologische Verantwortung, Umwelt- und 

Klimaschutz, Daseinsvorsorge und nachhaltige 

Entwicklung einer Region. Renditeerwartungen 

stehen bei den Motiven von Bürgerenergieak-

teuren dagegen häufig nicht an erster Stelle. 

Bürgerenergie ist überwiegend regional veran-

kert, in Gemeinden, Städten, Kreisen oder Re-

gionen. Sie wird von den Menschen und Insti-

tutionen vor Ort umgesetzt. In manchen Zu-

sammenhängen wird verlangt, dass die Beteili-

gung der Bürger vor Ort am Eigenkapital der 

Gesellschaft mindestens 50 % beträgt 

(trend:research GmbH und Leuphana Universi-

tät Lüneburg 2013, S. 35). Die Akteure können 

dabei Privatleute, Landwirte und juristische 

Personen unterschiedlicher Rechtsformen sein, 

wie z.B. Vereine, Gesellschaften bürgerlichen 

Rechts, Energiegenossenschaften oder GmbH 

& Co. KG. 

Die Bürger sollen damit einen tatsächlichen 

Einfluss auf die Gestaltung ihrer Umgebung 

und auf die Umsetzung der Energiewende ha-

ben. Sie haben häufig nur ein oder wenige Pro-

jekte, die sie in ihrer Gemeinschaft und vor Ort 

umsetzen. Die Akteure vor Ort nutzen dabei – 

unabhängig von einer Umstellung auf ein Aus-

schreibungssystem – aufgrund der Komplexität 

von heutigen EE-Projekten häufig professio-

nelle Hilfe (z.B. bei Projektentwicklern). Diese 

Vorstellung von Bürgerenergie entspricht recht 

gut dem „klassischen“ Bürgerenergieprojekt. 

2.3 Annahmen zum 
Ausschreibungsdesign 

Die Auswirkungen einer Umstellung auf ein 

Ausschreibungssystem sind für Bürgerenergie 

je nach Ausgestaltung der Ausschreibungen 

zwar unterschiedlich, aber immer gravierend. 

Bei einer Veränderung des Ausschreibungs- 

designs verschwinden manche Hemmnisse o-

der werden kleiner, dafür tauchen neue 

Hemmnisse auf oder bereits bestehende wer-

den größer. Manche Ausgestaltungsmöglich-

keiten haben deutliche Nachteile in anderen 

Bereichen. So würde es der Bürgerenergie zwar 

helfen, wenn der Staat die Vorentwicklung von 

Standorten selbst vornähme und auf dieser 

Grundlage eine Ausschreibung durchführen 

würde. Dies würde aber den Wettbewerb um 

die besten Standorte eliminieren und zu einem 

enormen staatlichen Aufwand führen. Der 

Staat könnte ferner die Kosten für die Vorent-

wicklung von Standorten übernehmen, oder 

zumindest einen Großteil davon. Auch das 

würde aber zu hohen Kosten für den Staat füh-

ren (siehe hierzu ausführlich Leuphana Univer-

sität Lüneburg und Uwe Nestle 2014). 
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Bisherige Schritte auf dem Weg zur Realisierung eines Windprojektes und hinzukommende 

Schritte durch das Ausschreibungsverfahren  

Die zentrale Konsequenz eines späten Ausschreibungssystems für die Investoren von Erneuerbaren 

Energien Projekten im Strombereich ist, dass erst nach Erlangung einer Genehmigung, beispielsweise 

nach BImSchG, feststeht, ob überhaupt eine Vergütung für die Anlage gezahlt wird, und wenn ja wann 

dies geschieht und in welcher Höhe.3 Bei der geltenden Regelung einer administrativen Festlegung der 

Vergütungshöhe ist während des ganzen mehrjährigen Prozesses auf dem Weg zur Genehmigung die 

Höhe der zu erwartenden Vergütung dagegen recht sicher abzuschätzen (siehe Kapitel 3.1).  

Das bedeutet nicht, dass bislang jedes Vorhaben, das in eine Projektierungsphase eintritt, tatsächlich 

auch gebaut worden wäre. Allerdings fallen die meisten Standorte im “Projekt-Trichter” (Abb. 1) 

bereits zu Beginn der Planungsphase heraus, in der noch keine hohen Kosten entstanden sind. Erst am 

Ende der Planungsphase, in der nur noch sehr wenige Standorte übrig sind, nehmen die Planungs-

kosten relevante Größenordnungen an. Am Ende der Projektierungsphase wurde für PV 

Freiflächenanlagen in der Regel eine fünfstellige Eurosumme aufgewendet, für Windparks an Land in 

der Regel zwischen 100.000 bis 300.000 Euro  (Deutsche WindGuard 2013, S. 2). Während es bisher im 

Verlauf des gesamten Projektierungsprozesses relativ sicher war, dass und wann ein Projekt tatsächlich 

gebaut und in Betrieb genommen wird und welche Vergütung zu erwarten ist, tritt bei dem hier zu 

Grunde gelegten Ausschreibungsdesign zu einem späten Zeitpunkt ein hohes Ausfallrisiko hinzu. Zu 

diesem Zeitpunkt sind schon erhebliche Planungskosten angefallen. Dies sind die zentralen Gründe, 

warum das Projektieren von EE-Projekten bei einem Umstieg auf ein Ausschreibungssystem deutlich 

risikoreicher wird als es bisher ist. 

 
Abbildung 1: Projekt-Trichter der Projektierungsphase nach (Leuphana Universität Lüneburg und Uwe 
Nestle 2014, S. 39) und anschließende Phase einer späten Ausschreibung (eigene Darstellung) 

                                                           
3 Die bei einer frühen Ausschreibung entstehenden zusätzlichen Risiken und Hemmnisse werden in der vorlie-
genden Expertise nicht untersucht. Es gibt aber keine Hinweise, dass sie kleiner und für Bürgerenergie besser 
zu  schultern wären als die Risiken und Hemmnisse einer späten Ausschreibung. 



   
 
 

15 
 

3 DIE ZUSÄTZLICHEN RISIKEN UND HEMMNISSE EINES 

AUSSCHREIBUNGSSYSTEMS 

3.1 Die zusätzlichen Risiken 

In diesem Kapitel werden die zusätzlichen bzw. 

erhöhten Risiken dargestellt, die durch eine 

Umstellung auf ein Ausschreibungssystem ent-

stehen. Diese können von kleinen oder neuen 

Akteuren, die wenige Projekte umsetzen und 

nicht über ein großes finanzielles Polster verfü-

gen, systematisch schlechter getragen werden 

(Grashof 2015, S. 13). Dies trifft für die große 

Mehrheit der Bürgerenergieorganisationen zu.  

Zentraler Grund dafür ist, dass sie keine Portfo-

lioeffekte nutzen können. Bürgerenergieorga-

nisationen planen – anders als größere Projekt-

entwickler oder große Unternehmen – nicht 

zahlreiche Projekte, sondern nur die wenigen, 

die bei ihnen vor Ort umgesetzt werden kön-

nen und sollen. In der Regel werden bei Bürger-

organisationen in einem Jahr nur ein bis drei 

Vorhaben realisiert, in manchen Jahren gar 

keins (Grashof 2015, S. 9). Entsprechend kön-

nen sie die Kosten von gescheiterten oder 

schlecht laufenden Projekten sowie mögliche 

Verluste nicht auf andere Vorhaben abwälzen, 

verteilen, streuen oder mit dem nächsten Pro-

jekt ausgleichen (Groß 2015, S. 3). Ein in der 

späten Vorplanungsphase gescheitertes Pro-

jekt kann somit schnell die Existenz einer Bür-

gerenergiegesellschaft bedrohen. 

Unter einem solchen Risikoszenario ist es kaum 

möglich, das notwendige Eigenkapital bei Bür-

gern vor Ort einzuwerben. Grundsätzlich ist die 

Beschaffung von Eigenkapital bei Gesellschaf-

ten, die sich Eigenkapital nicht am Kapitalmarkt 

beschaffen können, auch bei hinreichender 

Rentabilität ein Engpassfaktor für die Finanzie-

rung (Leuphana Universität Lüneburg und Uwe 

Nestle 2014, S. 47). Schwierig wird die Kapital-

beschaffung bei einem hohen Investitionsrisiko 

insbesondere für Bürgerenergieorganisationen. 

Denn sie und ihre Eigenkapitalgeber sind relativ 

wenig risikofreudig – anders als große oder in-

stitutionelle und strategische Investoren 

(IE Leipzig 2015, S. 12). Ein gestiegenes Risiko 

wirkt somit für Bürger abschreckend (Grashof 

2015, S. 15; Groß 2015, S. 3). Dies gilt umso 

mehr, wenn die neuen Risiken eines Ausschrei-

bungssystems stärker wahrgenommen werden 

als die bereits bestehenden. Auch Banken 

könnten hier deutlich zurückhaltender agieren 

als unter den Regeln des EEG 2104 – insbeson-

dere kleinere Banken vor Ort, die ansonsten die 

natürlichen Partner der Bürgerenergie sind 

(Volksbank 2014).  

Grundsätzlich könnten, wenn nicht ausrei-

chend Kapital von Bürgern oder Institutionen 

vor Ort eingeworben werden kann, andere Fi-

nanzgeber gesucht werden. In Frage kommen 

insbesondere größere Projektierer, überregio-

nale Banken oder Fonds etc.. Allerdings werden 

sich diese potenziellen Finanzgeber in der Re-

gel nur dann engagieren, wenn sie entspre-

chende Mitspracherechte erhalten. Dies gilt so-

wohl für den Bau der EE-Anlagen als auch für 

deren Betrieb. Dabei wünschen institutionelle 

Investoren vielfach eine geringere Eigenkapi-

talquote, da dies u.a. über den Leverage-Effekt 

zu einer höher zu erwartenden Eigenkapital-

rendite führen kann (IE Leipzig 2015, S. 13). Das 

Mitspracherecht muss aber in den Händen der 

Bürger vor Ort verbleiben, wenn das Vorhaben 

ein Bürgerenergieprojekt im Sinne dieser Ex-

pertise sein soll. 

Sind die Risiken eines EE-Projektes zu hoch – 

oder werden als zu hoch wahrgenommen – 

scheitert schon die Finanzierung der Vorpla-

nung, da die Bürger und Institutionen vor Ort 

nicht bereit sind, das notwendige Eigenkapital 

zur Verfügung zu stellen. Damit scheitert ein 

Bürgerenergieprojekt schon vor dem Start. 
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Vor diesem Hintergrund werden in den folgen-

den Unterkapiteln die erhöhten und zusätzli-

chen Risiken eines Ausschreibungssystems für 

Windenergie an Land und PV Freiflächenanla-

gen dargestellt. Diese sind die Risiken 

 des Scheiterns, 

 einer verspäteten Inbetriebnahme, 

 der ungewissen Vergütungshöhe und  

 der Pönale und der Befristung des Zu-

schlages. 

Wie oben dargestellt sind Bürgerenergieorga-

nisationen und andere kleine und neue Ak-

teure durch jedes genannte Risiko systema-

tisch deutlich stärker betroffen als größere In-

vestoren. Die Risiken addieren sich und sind in 

Summe für Bürgerorganisationen kaum zu 

schultern. 

3.1.1 Das Risiko des Scheiterns 

Mit einem Ausschreibungssystem ist inhärent 

verbunden, dass ein Teil der Bewerber einer 

Ausschreibungsrunde keinen Zuschlag erhält 

(Abb. 1, gelbe und rote Pfeile). „Wichtigste Vo-

raussetzung für das Gelingen“ von Ausschrei-

bungen ist laut Bundeswirtschaftsminister 

Gabriel „das Vorliegen einer Knappheitssitua-

tion, damit die Bieter untereinander um einen 

Zuschlag konkurrieren“ (Gabriel 2014). Denn 

nur so kann ein Wettbewerb zwischen den Teil-

nehmern der Ausschreibung um einen günsti-

gen Preis entstehen. Bekämen alle Bewerber 

erkennbar einen Zuschlag, würde jeder Anreiz 

fehlen, einen günstigen Preis anzubieten. Der 

Sinn und Zweck des Ausschreibungsprinzips 

könnte somit nicht erfüllt werden. 

Soweit ein Projekt, das keinen Zuschlag erhal-

ten hat, nicht über eine andere Finanzierung 

umgesetzt werden kann und endgültig schei-

tert (Abb. 1, rote Pfeile), sind die bisher ange-

fallenen Kosten verloren. Bei PV Freiflächenan-

lagen ist dies in der Regel ein fünfstelliger, bei 

Windparks an Land in der Regel ein sechsstelli-

ger Euro-Betrag (Deutsche WindGuard 2013, S. 

2). Diese Kosten entstehen beispielsweise 

durch Windmessungen, Flächenakquise, Bo-

denuntersuchungen und Personalkosten. 

Durch die sehr reale Möglichkeit, ein fertig ge-

plantes Projekt aufgrund einer nicht gewonne-

nen Ausschreibung nicht umsetzen zu können, 

entsteht ein im Vergleich zum bisherigen Fi-

nanzierungssystem neues Risiko. Es entsteht zu 

einem Zeitpunkt, an dem bislang alle notwen-

digen Vorarbeiten abgearbeitet sind und der 

Umsetzung des Projektes in der Regel nichts 

mehr im Wege steht (siehe Abbildung 1). 

Dieses Problem ist unabhängig davon, ob ein 

erfolgloses Projekt in einer späteren Ausschrei-

bungsrunde erneut teilnehmen kann (Abb. 1, 

gelbe Pfeile). Denn durch eine solche Regelung 

ändert sich im Vergleich zur Unterbindung ei-

ner mehrfachen Teilnahme weder die über ei-

nen längeren Zeitraum insgesamt angebotene 

Menge noch die im gleichen längeren Zeitraum 

ausgeschriebene Menge. Das langfristige Ver-

hältnis zwischen Angebot und Nachfrage bleibt 

somit gleich.  Damit bleibt auch der Prozentsatz 

derjenigen gleich, die dauerhaft nicht zum Zuge 

kommen. Entsprechend bleibt die statistische 

Wahrscheinlichkeit gleich, insgesamt in einem 

Ausschreibungssystem keinen Zuschlag zu er-

halten.  

Allerdings erhöht sich die Anzahl der bietenden 

Projekte in einer Ausschreibungsrunde, da Pro-

jekte in mehreren Runden bieten können. Da-

mit sinkt grundsätzlich die Chance, in einer ein-

zelnen Ausschreibungsrunde zu gewinnen. Un-

abhängig davon kann die Erfolgschance in einer 

späteren Ausschreibungsrunde steigen oder 

sinken, wenn sich die Marktbedingungen bei-

spielsweise aufgrund sinkender Flächenverfüg-

barkeit oder eines Anstiegs des Angebots aus 

dem Repowering ändert. Gleichzeitig entste-

hen durch die Möglichkeit, an mehreren Aus-

schreibungsrunden teilzunehmen, neue Risi-

ken, die in den folgenden beiden Kapiteln er-

läutert werden. 
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Entsprechend werden auch dann Projekte dau-

erhaft ohne Zuschlag bleiben, wenn die Teil-

nahme an einer späteren Ausschreibungsrunde 

zugelassen ist. Grund kann sein, dass die Ver-

gütung, mit der Projekte in den Ausschreibun-

gen erfolgreich sein könnten, über einen länge-

ren Zeitraum zu niedrig sind, um ein Vorhaben 

wirtschaftlich umzusetzen – weswegen die Bie-

ter nicht zu dieser niedrigen Vergütung bieten. 

Gelingt es einer Bürgerenergieorganisation 

nicht, in mehreren Ausschreibungsrunden ei-

nen Zuschlag zu erhalten, und verliert schließ-

lich gar die BImSchG-Genehmigung ihre Validi-

tät, wird es wahrscheinlich vollständig schei-

tern. Denn eine neue BImSchG-Genehmigung 

zu erwirken ist sehr zeitaufwändig und kost-

spielig. Ob die Bürgerenergiegesellschaft und 

die Kreditgeber aufgrund der bisherigen nega-

tiven Erfahrungen daran noch das notwendige 

Interesse haben, ist zumindest zweifelhaft.  

Grundsätzlich kann ein Projekt im Falle von ver-

lorenen Ausschreibungen verkauft werden, um 

Verluste zu reduzieren. Allerdings dürften da-

mit die Einflussmöglichkeiten der Bürger vor 

Ort deutlich kleiner werden und das Projekt 

den Charakter als Bürgerprojekt verlieren. Fer-

ner ist ein erheblicher Verlust wahrscheinlich, 

denn auch der Käufer kann bei der Ausschrei-

bung keine höheren Renditen durchsetzen. 

3.1.2 Das Risiko einer verspäteten In-

betriebnahme 

Gewinnt ein Vorhaben nicht die erste Aus-

schreibungsrunde und wird zugelassen, dass 

sich Projekte an mehreren Ausschreibungsrun-

den beteiligen, bedeutet ein Scheitern in der 

ersten Runde nicht unbedingt das Aus des Vor-

habens. Dennoch entstehen durch die weitere 

Teilnahme an einer Ausschreibungsrunde Risi-

ken. Insbesondere können sich durch die Ver-

zögerung die Kosten für ein Vorhaben erhöhen. 

So können Mitarbeiterkosten anfallen, wenn 

Angestellte die Antragsunterlagen aktualisie-

ren müssen oder ggf. nicht mit Aufgaben aus 

anderen Projekten betraut werden können. 

Dies ist bei kleinen Akteuren mit geringerer Fle-

xibilität im Personalkörper spürbar gravieren-

der als bei großen. Für die eingeworbenen Mit-

tel, die für die erste Bewerbungsrunde bereits 

ausgegeben wurden, müssen in der Regel Zin-

sen gezahlt werden. Große Investoren können 

dieses Kapital leichter in andere Projekte inves-

tieren, damit eine Rendite erzielen und die Kre-

ditzinsen refinanzieren. 

Ferner können die Kosten für die spätere Um-

setzung eines Vorhabens steigen. Insbeson-

dere bei längeren Verzögerungen steigt das Ri-

siko, dass sich maßgebliche landes- oder orts-

spezifische Genehmigungs- und Inbetriebnah-

meregelungen und damit Kosten ändern. Dies 

kann beispielsweise die Kompensationszahlun-

gen für Naturschutz oder Landschaftsbild be-

treffen, die Höhe der geforderten Rückbau-

rücklagen, die Gebühren für die Bauabnahme 

oder für die Polizeibegleitung von Schwertrans-

porten. Auch die Kosten für die Anlagentechnik 

können sich bei einer Verzögerung nach oben 

verändern, z.B. durch gestiegene Stahlpreise.  

Auch bei einer administrativen Festlegung der 

Vergütung für EE-Anlagen kann es zu Verzöge-

rungen und einem verspäteten Betriebsbeginn 

kommen. Grund können Klagen gegen ein Vor-

haben sein, die nach Erteilung einer BImSchG-

Genehmigung angestrengt werden. Ferner 

können technische Probleme dazu führen, dass 

die EE-Anlagen nicht planmäßig in Betrieb ge-

nommen werden können. Die bereits bisher 

bestehenden Risiken von Projektverzögerun-

gen bleiben bei einer Umstellung auf ein Aus-

schreibungssystem allerdings vollständig erhal-

ten und werden durch die genannten neuen, 

durch die Umstellung bedingten Verzögerungs-

risiken deutlich vergrößert.  
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3.1.3 Das Risiko der ungewissen Vergü-

tungshöhe 

In einem Ausschreibungssystem wird ein Bieter 

die im Angebot geforderte Vergütung erst kurz 

vor Abgabe des Angebots festlegen. Denn dann 

hat er die besten Kenntnisse über die Vergü-

tungshöhe von bislang bezuschlagten Angebo-

ten vorhergehender Ausschreibungsrunden 

und über die eigenen bisherigen und zu erwar-

tenden Kosten. Damit ist es bis zum tatsächli-

chen Zuschlag in einer Ausschreibungsrunde 

sehr unsicher, welche Vergütung im Falle eines 

Zuschlags zu erwarten ist. Wenn das Projekt 

beim ersten Versuch nicht erfolgreich ist und in 

eine oder mehrere weitere Ausschreibungs-

runden gehen muss ist wahrscheinlich, dass 

eine niedrigere Vergütung gefordert wird. 

Denn die bislang geforderte Vergütung war of-

fensichtlich zu hoch, um einen Zuschlag zu er-

halten. Es ist somit nicht nur sehr schwer ab-

schätzbar, welche Vergütung ein Projekt nach 

Inbetriebnahme erhalten dürfte, sondern auch 

welche Rendite zu erwarten ist. Das erhöht das 

Investitionsrisiko deutlich. 

Zwar gibt es verschiedene Gründe, warum 

auch in der Vergangenheit nicht vollständig si-

cher war, welche Vergütung man bei Betriebs-

beginn tatsächlich erhalten wird. So gilt bei 

Photovoltaik seit mehreren Jahren der „at-

mende Deckel“, nach dem entsprechend der 

Ausbaugeschwindigkeit die Vergütung schnel-

ler oder langsamer reduziert wird. Eine solche 

ausbauabhängige Vergütungsanpassung gilt 

seit dem EEG 2014 auch für Wind an Land. Al-

lerdings konnten und können die künftigen De-

gressionen laut EEG recht gut abgeschätzt wer-

den. Dies ist anhand des geltenden EEG und 

Annahmen über den künftigen Ausbau in den 

kommenden Monaten (bei PV) oder Jahren (bei 

Windenergie an Land) möglich. Dazu liegen frei 

verfügbare Studien vor (övermöhle 2015).  

3.1.4 Das Risiko der Pönale und der Be-

fristung des Zuschlages 

Um in einem Ausschreibungssystem sicherzu-

stellen, dass der angestrebte Ausbau auch tat-

sächlich stattfindet, kann die Androhung einer 

Pönale sinnvoll sein. Sie muss dann gezahlt 

werden, wenn das Projekt nicht, verspätet oder 

nicht im angebotenen Umfang in Betrieb geht. 

Im Gespräch sind hier Größenordnungen von 

30 Euro pro kW installierte Leistung bei Wind-

energie an Land, wenn bei einer späten Aus-

schreibung eine BImSchG-Genehmigung vo-

rausgesetzt wird. Dies entspricht rund 3 % der 

Investitionskosten (Kleßmann 2015, S. 14). Die 

in den ersten Ausschreibungsrunden bei PV 

Freiflächenanlagen geltenden Pönalen betra-

gen 50 Euro pro kW installierte Leistung (BMWi 

2015b, S. 2).  

Es bestehen aber auch nach Erteilung einer 

BImSchG-Genehmigung Risiken, dass ein Vor-

haben nicht oder nicht im geforderten Zeit-

raum realisiert werden kann. So könnte eine 

Klage gegen das Vorhaben zu erheblichen Ver-

zögerungen führen. Probleme beim Projektma-

nagement, Lieferschwierigkeiten bei den Anla-

genherstellern oder Unfälle auf der Baustelle 

können den Fortgang der Bauarbeiten behin-

dern. Damit kann auch dann die Zahlung einer 

Pönale drohen, wenn ein Investor ein Projekt 

eigentlich fristgemäß in Betrieb nehmen 

möchte. Manche Ursachen dafür können nicht 

oder nur sehr begrenzt vom Investor beein-

flusst werden, wie beispielsweise Klagen gegen 

das Vorhaben oder aber fehlerhaft erteilte 

BImSchG-Genehmigungen. Gerade für den Fall, 

dass trotz vorliegender BImSchG-Genehmi-

gung und erlangtem Zuschlag im Ausschrei-

bungssystem das Projekt nicht gebaut werden 

kann, ist dies eine große Belastung für eine Bür-

gerenergiegesellschaft. Denn neben den dann 

verlorenen Projektentwicklungskosten wäre 

noch die Pönale zu zahlen. Dieses Risiko be-

steht im bisherigen Finanzierungssystem nicht.  



   
 
 

19 
 

Ebenfalls um Bau und Inbetriebnahme bezu-

schlagter Projekte sicherzustellen kann ein Zu-

schlag befristet werden. So entfällt der Zu-

schlag beim aktuellen Ausschreibungsdesign 

für PV Freiflächenanlagen, wenn das Projekt 

nicht innerhalb von 24 Monaten fertiggestellt 

wird (BMWi 2015b; Kleßmann 2015, S. 6). Bei 

Windenergie an Land sind 36 Monate im 

Gespräch (Ecofys et al. 2015, S. 6). In diesem 

Fall gehen dem Investor die gesamten Vorbe-

reitungskosten verloren, ggf. zumindest teil-

weise die bislang getätigten Investitionen in die 

Anlagentechnik und die Projektsteuerungskos-

ten. Zusätzlich wird die Pönale fällig. Dies stellt 

ein enormes Risiko dar. 

3.2 Die steigenden Bürokratiean-
forderungen 

Ein weiteres Hemmnis für Bürgerenergieorga-

nisationen sind die zusätzlichen umfassenden 

Bürokratieanforderungen und –kosten, die 

zwangsläufig mit einem Ausschreibungssystem 

einhergehen. Dies sind u.a. zusätzliche 

Verfahren einer Ausschreibung, die Erstellung 

von für die Teilnahme an der Ausschreibung 

notwendigen Dokumenten oder der Nachweis 

von finanziellen Sicherheiten  (Leuphana 

Universität Lüneburg und Uwe Nestle 2014, S. 

86; EWSA 2014, S. 1). So sind beispielsweise in 

der ersten Runde der Ausschreibungen für PV 

Freiflächenanlagen mit über 20 % viele der 

angebotenen Projekte schon formal an den 

Anforderungen der Ausschreibung gescheitert, 

was allerdings ein Übergangsproblem bei der 

Einführung des neuen Systems sein könnte 

(BNetzA 2015b, S. 1). 

Zwar bestanden und bestehen bereits beim 

beim EEG 2014 und seinen Vorgängern 

notwendiger Weise erhebliche bürokratische 

Anforderungen, insbesondere durch die 

notwendige BImSchG-Genehmigung oder der 

Baugenehmigung. Insofern sind die zusätz-

lichen Anforderungen, die mit einem 

Ausschreibungssystem einhergehen, “nur” 

eine weitere Erhöhung der bereits bestehen-

den Bürokratieanforderungen. Sie erhöhen 

aber die Projektvorbereitungskosten, insbe-

sondere wenn für die Erstellung der Aus-

schreibungsunterlagen ein Dienstleister wie 

beispielsweise ein Projektierer benötigt wird. 

Besonders wenn kein Dienstleister einge-

schaltet wird, sind Bürgerenergiegenossen-

schaften – gemeinsam mit anderen kleinen 

Akteuren – im Nachteil, da größere Akteure 

eigene Ausschreibungsspezialisten oder gar 

Ausschreibungsabteilungen nutzen können. 

Diese können aufgrund ihrer Erfahrungen die 

Ausschreibungsunterlagen nicht nur besser, 

sonderen auch kostengünstiger zusammen 

stellen (Leuphana Universität Lüneburg und 

Uwe Nestle 2014, S. 85). Bereits heute 

benötigen Bürgerenergiegenossenschaften 

beim Planungsprozess tendenziell mehr Zeit 

(IE Leipzig 2015, S. 11).  

Ebenfalls aufgrund in der Regel fehlenden 

Ausschreibungsexperten und Erfahrung sind 

Bürgerenergieorganisationen gegenüber 

größeren Investoren benachteiligt, da letztere 

aufgrund besserer Marktkenntnis beispiels-

weise eine bessere Einschätzung entwickeln 

können, wieviel MW in einer Ausschreibungs-

runde geboten werden. Folglich können sie in 

ihrem Gebot den zu erwartenden Wettbe-

werbsdrucks besser einschätzen und die Höhe 

des Gebots treffsicherer bestimmen. Kleine Ak-

teure dagegen fehlt diese Marktkenntnis. Sie 

können den zu erwartenden Konkurrenzdruck 

in einer anstehenden Ausschreibung kaum ab-

schätzen und daher deutlich schlechter beur-

teilen, ob ihr Gebot in der konkreten Wettbe-

werbssituation gute oder schlechte Chancen 

hat. 

Weitere finanzielle Belastungen können 

hinzukommen, wenn das Ausschreibungs-

design bei der Gebotsabgabe eine finanzielle 

Sicherheit verlangt. Dies kann sinnvoll sein, um 
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missbräuchliche Gebote zu vermeiden. Bei den 

ersten Ausschreibungsrunden für PV 

Freiflächenanlagen wird mit der Gebotabgabe 

eine Sicherheit von bis zu 4 €/kW verlangt. 

Erfolgreiche Bieter müssen nach der Erteilung 

des Zuschlags eine weitere Sicherheit in Höhe 

von i.d.R. 50 €/kW hinterlegen (BMWi 2015a, S. 

1f). Für Windenergie an Land sind 30 €/kW in 

der aktuellen Diskussion (Kleßmann 2015, S. 2). 

3.3 Hemmnisse im Projekt-
management 

Die Finanzierung von Projekten kann bei 

Bürgerenergieorganisationen länger dauern als 

bei großen Investoren wie beispielsweise 

Projektentwicklern. Denn Bürgerenergie-

organisationen werben das Kapital in 

erheblichem Maße in Form von vielen relativ 

kleinen Krediten von Bürgern ein. Viele 

Bürgerenergieorganisationen müssen dafür 

einen offiziellen Prospekt erstellen. In diesem 

müssen die Konditionen wie beispielsweise die 

zu erwartende Rendite beschrieben werden, 

unter denen Investoren sich beteiligen können.  

Die Erstellung eines solchen Prospekts, der 

bestimmten rechtlichen Anforderungen 

entsprechen muss, benötigt Zeit. Kurzfristige 

Änderungen nach der Erlangung eines 

Zuschlages könnten schwierig sein, weil auch 

sie einer rechtlichen Kontrolle unterliegen. 

Ebenso beansprucht die Einwerbung des 

notwendigen Kapitals selbst, auf Grundlage 

eines vorliegenden Prospektes, eine gewisse 

Zeit. Nach einem Zuschlag sollte der Bau eines 

EE-Projektes allerdings möglichst schnell 

gestartet werden, auch weil die Gefahr besteht, 

bei einem zu späten Baubeginn eine Pönale 

zahlen zu müssen oder der Zuschlag seine 

Validität verliert (siehe Kapitel 3.1.4). Daher 

sollte bereits vor dem Zuschlag der Prospekt 

erstellt und die Einwerbung von Mitteln 

vorbereitet sein. Allerdings ist vor dem 

Zuschlag nicht bekannt, wie hoch die 

Vergütung tatsächlich sein und wann ein 

Zuschlag möglicherweise erteit wird. Es ist 

nicht bekannt, wann mit dem Bau begonnen, 

Strom erzeugt und Erlöse generiert werden 

können. Wesentliche Rahmendaten für das 

Projekt und für eine seriöse Gewinnabschät-

zung sind somit nicht bekannt. Genau diese 

Unsicherheiten müssen im Prospekt benannt 

werden. Sie werden es erschweren, auf 

Grundlage eines solchen Prospektes 

ausreichend Kapital einzuwerben. 

Ähnliche Schwierigkeiten ergeben sich auch für 

Bürgerenergiegesellschaften, die keinen 

offiziellen Prospekt erstellen müssen. Auch sie 

müssen frühzeitig anfangen, Kapital 

einzuwerben und potenziellen Investoren 

Angaben beispielsweise zur Gewinnerwartung 

vorlegen.  

Ferner werden teilweise Anzahlungen verlangt, 

wenn beispielsweise Windenergieanlagen 

bestellt werden. Da der schnellstmögliche 

Lieferzeitpunkt durchaus erst ein Jahr nach 

Bestellung liegen kann, kann eine frühzeitige 

Bestellung notwendig sein. Dies aber ist kaum 

möglich, wenn unbekannt ist, ob und wann ein 

Zuschlag für ein Projekt erreicht werden kann. 

Während große Investoren auf Vorrat 

Photovoltaik- oder Windenergieanlagen 

bestellen und Anzahlungen leisten können, 

haben Bürgerenergieorganisationen diese 

Option in der Regel nicht. 
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3.4 Fazit 

Die vorliegende wissenschaftliche Expertise 

baut auf der Annahme auf, dass Ausschreibun-

gen zu einem späten Zeitpunkt erfolgen – bei-

spielsweise nach Erteilung der BImSchG-Ge-

nehmigung. Sie zeigt, dass für Windenergie an 

Land und PV Freiflächenanlagen folgende er-

hebliche Risiken auftreten: 

 Das Scheitern des Projektes nach Abschluss 

der Projektvorplanung (wenn die Teilnahme 

an keiner Ausschreibungsrunde erfolgreich 

war oder wenn aufgrund von Projektverzö-

gerungen die Validität eines Zuschlages ab-

gelaufen ist)  

 Ein verzögerter Projektstart und damit eine 

spätere Inbetriebnahme 

 Eine Vergütung, die ggf. deutlich unter den 

Erwartungen bei Planungsstart liegt 

 Die mögliche Zahlung einer Pönale 

Diese Risiken treten beim geltenden EEG ent-

weder nur in deutlich geringerem Maße oder 

gar nicht auf. Zusätzliche Hemmnisse entste-

hen durch den gestiegenen administrativen 

Aufwand und ein schwieriger werdendes Pro-

jektmanagement, insbesondere bezüglich der 

Finanzierung.  

Gerade Bürger sind aber wenig risikofreudig 

und lassen sich von komplexen Rahmenbedin-

gungen deutlich leichter abschrecken als große 

Investoren. Daher lassen sich die genannten 

Risiken und Hemmnisse für Bürgerenergie sys-

tematisch kaum schultern. Die Attraktivität der 

Beteiligung an Bürgerwindparks liegt im bishe-

rigen System ganz wesentlich auch in der Bere-

chenbarkeit und Verlässlichkeit der Einnahmen. 

Die Risiken und Hemmnisse im Zusammenhang 

mit Ausschreibungen dürften die meisten Bür-

ger vor Ort davon abhalten, sich finanziell zu 

beteiligen. Damit wären die meisten Bürger-

energieprojekte gescheitert, bevor sie gestar-

tet sind.  

Nur noch sehr wenige, größere und erfahrene 

Bürgerenergiegesellschaften dürften eine 

Chance haben, in einem Ausschreibungssystem 

erfolgreich zu sein. Die meisten eigentlich mög-

lichen neuen Bürgerenergieparks würden auf-

grund des hohen Risikos schon vor dem Start 

scheitern. Kleine Bürgerenergiegesellschaften 

werden daher kaum neue Projekte initiieren, 

neue Bürgerenergiegesellschaften dürften im 

Bereich der Ökostromproduktion kaum entste-

hen.
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